
Stellungnahme zum 

Gesetz zum Schutz vor Konversionsbehandlungen 

Deutsches Institut für Jugend und Gesellschaft (DIJG), Reichelsheim, 15. Mai 2020  

Am 7. Mai 2020 hat der Deutsche Bundestag in dritter Anhörung das Gesetz zum Schutz vor 

Konversionsbehandlungen beschlossen. Damit sind therapeutische Behandlungen für 

Minderjährige sowie für Menschen mit eingeschränkter Willensfreiheit zum Ziel der 

Veränderung oder Unterdrückung ihrer homosexuellen Orientierung oder ihrem 

Geschlechtsempfinden, das nicht mit ihrem biologischen Geschlecht übereinstimmt, 

grundsätzlich und bei Strafe verboten. Auch das Werben für und die Vermittlung zu solchen 

Behandlungen wird strafbar. Ausgenommen von der Strafe sind Eltern und 

Erziehungsberechtigte.  

Über 25 Jahre hat das DIJG über das komplexe Feld der individuellen und kulturellen 

sexualpsychologischen Entwicklung recherchiert und publiziert und zu medizinischen, 

therapeutischen und kulturpolitischen Fragen in diesem Bereich fundiert und umsichtig 

Stellung bezogen. Dieser Arbeitsschwerpunkt hat durch den personellen Wechsel in der 

Leitung vor drei Jahren ein Ende gefunden. Das DIJG setzt sich weiterhin für die 

verfassungsrechtlich geschützte Selbstbestimmung und Freiheit eines jeden ein. Dazu gehört 

auch die Freiheit, eine seelsorgerische oder therapeutische Begleitung in Anspruch zu 

nehmen, mit dem legitimen selbst formulierten Ziel, Konflikte in der eigenen sexuellen 

Orientierung zu bearbeiten. Das DIJG ist und war allerdings keine therapeutische Einrichtung 

und hat Therapien weder angeboten noch durchgeführt.  

Das DIJG distanziert sich auch weiterhin ausdrücklich von jeder Diskriminierung nicht-

heterosexuell orientierter Menschen. Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit, dass jede 

Person eine Identität annehmen und einen Lebensstil wählen kann, der ihrer sexuellen 

Selbstbestimmung entspricht. In unserer sich als frei und tolerant verstehenden Gesellschaft 

umfasst das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung ein weites Spektrum von Lebensentwürfen, 

bis hin zu dem Recht, die eigene Geschlechtsidentität unabhängig vom biologischen 

Geschlecht zu definieren und sowohl das soziale als auch das körperliche Erscheinungsbild 

unter Umständen durch medizinische und therapeutische Intervention dem empfundenen 

Geschlecht anzugleichen. Zu diesem umfassenden Recht auf sexuelle Selbstbestimmung steht 

es im Widerspruch, wenn der Wunsch Einzelner nach einem heterosexuellen Lebensentwurf 

diskreditiert und durch ein Gesetz, das eine therapeutische Unterstützung dieses Wunsches 

generell unter Verbot stellt, kriminalisiert wird.  

Das DIJG begrüßt es, dass ergebnisoffene „seelsorgerische und psychotherapeutische 

Gespräche über die Lebenssituation des Betreffenden“, vom Gesetz nicht eingeschränkt 

werden. Es ist wesentlich, dass in unserem Land Menschen mit konflikthaft erlebter sexueller 

Anziehung nicht ausschließlich „affirmativ“, also zur Annahme einer homosexuellen oder 

transsexuellen Identität begleitet werden dürfen, sondern dass auch weiterhin die Wünsche, 

Ziele und Werte eines jedes Klienten bzw. einer jeder Klientin respektiert werden und von 

Seiten der therapeutischen Begleitung ergebnisoffen bleiben können.  

Bezüglich der Auswirkungen des Gesetzes auf die Arbeit von Seelsorgern, christlichen 

Beratungsstellen sowie auf Gemeinde- und Jugendarbeit sowie auf die Freiheit der 

Verkündigung schließt sich das DIJG den Bedenken der Deutschen Evangelischen Allianz an. 

(Siehe Stellungnahme der DEA vom 8. 5. 2020) 

https://politik.ead.de/08052020-kein-guter-tag-fuer-deutschland/
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(K)ein guter Tag für Deutschland? 

Bundestag beschließt "Gesetz zum Schutz vor 
Konversionsbehandlungen“ 

Eine Stellungnahme der Evangelischen Allianz 

„Dieser Tag heute ist ein guter Tag“, kommentierte Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD) das Gesetz 

zum Schutz vor Konversionsbehandlungen, das der Deutsche Bundestag am 7. Mai 2020 auf 

Initiative von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) auf den Weg gebracht hat. 

Deutschland ist damit nach Malta der zweite Europäische Staat, in dem solche Behandlungen 

an Minderjährigen unter Strafe gestellt werden. Ist es ein guter Tag? 

Für Menschen, die es mit Dämonenaustreibungen, mit Globuli oder Elektroschocks zu tun 

bekommen, wie Kathrin Helling-Plahr (FDP) aufzählte, gewiss. Nur: Wen betrifft das 

tatsächlich? In den letzten 30 Jahren wurde in Deutschland niemand mit Elektroschocks 

therapiert. Auch nach dieser letzten Debatte* im Bundestag bleibt der Eindruck, dass es vor 

allem um Ideologie ging: In Debatten und in Anträgen der Grünen ist immer wieder von 

evangelikalen Anbietern schädlicher Therapien die Rede, doch bleiben diese Unterstellungen 

unbewiesen und daher vage. Dem Gesetzesentwurf spürt man durchaus das Bemühen um 

Klarheit ab, er bleibt aber letztlich nicht nur an dieser Stelle diffus. So besteht die Gefahr, 

dass die konkrete Anwendung und Auslegung des Gesetzes letztlich vor Gericht ausgefochten 

wird. Denn es geht um mehr, als die vermeintlichen Konversionsbehandlungen an sich, es 

geht um die Frage nach Grundrechten wie Elternrechte sowie Therapie- und Religionsfreiheit. 

Im Anhörungsprozess versuchten verschiedene Lobbyisten den Begriff “Behandlungen“ 

durch „Maßnahmen“ zu ersetzen. Da Behandlung ein medizinischer Terminus ist, bleibt das 

Verbot auf Therapien beschränkt, während Maßnahmen die Verkündigung, die Seelsorge und 

den Bildungsbereich eingeschlossen hätten. Nun wurde der ursprüngliche Begriff im Gesetz 

verankert. Das ist eine gute Nachricht, weil damit die Religionsfreiheit gewahrt bleibt und 

Verkündigung und Seelsorge nicht unter das Verbot fallen, wie mehrere Experten ausgeführt 

haben. Dazu gehört auch die Freiheit, die Meinung zu vertreten, dass gelebte Homosexualität 

Sünde ist. Dennoch bleibt bei Beratern und Werken die Sorge, dass sie sich in Zukunft durch 

Denunziationen, unzulässige Konversionsbehandlungen angeboten oder für solche geworben 

zu haben, Anklagen und Gerichtsprozessen gegenübersehen können. 

Deutlich wurde in allen Beiträgen: Homosexualität ist keine Krankheit, daher bedürfe es auch 

keiner Behandlung. Das kann tatsächlich für Betroffene eine Entlastung sein. Allerdings 

bedeutet es eine Verunsicherung für die Menschen, die ernstlich unter ihrer sexuellen 

Orientierung leiden. Für sie ist es ein schlechter Tag. Sie fragen sich: Dürfen uns künftig noch 

an einen Berater mit unsrem Anliegen wenden, ohne ihn oder uns selber in die Nähe der 

Straffälligkeit zu rücken? Oder dürfen solche, die eine Krise in ihrer sexuellen Orientierung 

bewältigt haben, davon noch öffentlich oder privat erzählen, ohne dass es als Werbung 

ausgelegt wird? Ein inzwischen vorliegendes strafrechtliches Gutachten stellt dies in Frage, 

was bedeuten würde, dass die freie Meinungsäußerung deutlich eingeschränkt wäre. Da das 

Gesetz zwischen den Betroffenengruppen nicht differenziert, entstehen neue 

Diskriminierungen. 

https://www.bibleserver.com/LUT/am7
https://www.bibleserver.com/LUT/Mai2020


Offen bleibt nach der abschließenden Debatte auch die Frage, warum das Gesetz auf 

transsexuelle Menschen erweitert wurde, die doch eine ganz andere, viel komplexere 

psychische Konstitution aufweisen. Auch für diese Jugendlichen ist es kein guter Tag. 

Abgelehnt wurden die weitergehenden Vorschläge der Grünen, das Alter für Verbote auf 26 

Jahre zu erhöhen sowie Ausnahmeregeln für Eltern und Erziehungsberechtigte zu streichen. 

Das ist eine gute Nachricht, weil es das Erziehungsrecht stärkt und mündige Erwachsenen 

weiterhin die Möglichkeit haben, Beratung in Fragen ihrer sexuellen Identität in Anspruch zu 

nehmen. Allerdings kündigten die Redner der Grünen, der Linken, der FDP und auch der SPD 

an, das Gesetz zukünftig weiter verschärfen zu wollen. Das politische Ringen in dieser Frage 

wird also weitergehen. 

Die Evangelische Allianz in Deutschland ist ein Netzwerk verschiedener evangelisch 

gesinnter Organisationen und Gemeinden. Gegründet wurde sie 1846 in London als 

interkonfessionelle Einigungsbewegung. Die erste Bad Blankenburger Allianzkonferenz 

fand 1886 statt. In Deutschland gib es rund 1.000 örtliche Allianzen. Vorsitzender der EAD 

ist Pastor Ekkehart Vetter, der hauptamtlich Präses des freikirchlichen Mülheimer 

Verbandes ist. Als Generalsekretär amtiert Dr. Reinhardt Schink. Politischer Beauftragter 

am Sitz des Deutschen Bundestages und der Bundesregierung ist Uwe Heimowksi. 

*Link zur Debatte: hier 
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